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Wilfried Reininghaus: Geschäftsbücher von Wuppermann, Rupe, Scheibler und anderen

dolf Spennemann übernommen, einem der Großgewerken 
des Wittener Raums um 1800.23

 
 

Das Altenaer Handelshaus Spannagel & Wever setzte in 
den 1790er-Jahren märkische Waren auf der Braunschwei-
ger Messe ab.24

 
 Hierzu liegen zwei Messejournale vor. We-

nige Jahre später, 1804–1809, musste einer der beiden 
Teilhaber, Wever, den Konkurs einer anderen Firma Span-
nagel & Figge abwickeln, die mit Textilwaren handelte. We-
gen der Erwähnung des berühmten Kriminalrichters Au-
gust Wilhelm Castringius (1736–1826), der mit Marianne 
Wilhelmina Spannagel (1775–1803) verheiratet war,25

 
 und 

anderer Personen aus Altena mit „alhie“ konnten die drei 
Geschäftsbücher aus dieser Provenienz lokalisiert werden. 
Möglicherweise kam es wegen Wevers Verwandtschaft 
nach Schwelm. 

Neben einem Geschäftsbuch der Firma Busch & Funke, 
Schwelm (1839–1843), befindet sich ein Hauptbuch eines 
nicht zu ermittelnden Elberfelder Kaufmanns im Bestand 
Wuppermann. Es stammt aus der Zeit zwischen 1779 und 
1787 und belegt den weltweiten Absatz des Leinenbandes 
aus dem Wuppertal bis nach Curaçao in der Karibik und 
Charleston an der amerikanischen Ostküste, vor allem aber 
in die Niederlande und nach Frankreich. Mit Neuenrade 
und Balve war dieses Unternehmen verbunden und hatte 
wahrscheinlich dort einen Teilbetrieb als Verlag aufgebaut. 

In Buchform organisierte Friedrich Hülsenbeck aus Hen-
nen (heute Iserlohn) um 1822 seine Erbschaftsangelegen-
heiten. Er notierte erbschaftsrelevante Tatbestände, u. a. 
seine Geld- und Immobiliengeschäfte mit Gisbert von Rom-

berg und anderen adligen Nachbarn sowie die weitläufigen 
eigenen Handelsangelegenheiten und die seiner Brüder 
seit den 1770er-Jahren, die bis nach St. Gallen und Ant-
werpen reichten. Ein Bruder war zwischen 1771 und 1780 
als Reisender für das Iserlohner Haus R. B. von der Nahmer 
in Holland und Belgien unterwegs und notierte seine Aus-
gaben in einem kopierten „Annotationsbuch“. Später ließ 
er sich als selbständiger Kaufmann in Schwelm nieder, wo-
hin Friedrich Hülsenbeck oft reiste. Über den Bruder Johann 
Peter sind die Aufzeichnungen wohl in Schwelm gelandet. 
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Dresden, Weimar und Köln – das Elbe-Hochwasser, der 
Brand der Anna-Amalia-Bibliothek und der Einsturz des 
Historischen Archivs haben die Notfallplanung für Archive 
zu einem zentralen Thema gemacht.1

 
 Auch im Kreis Gü-

tersloh wurde sie vor diesem Hintergrund auf die Tagesord-
nung gesetzt. Ende 2011 begann die Arbeitsgemeinschaft 
der Kommunalarchive im Kreis Gütersloh mit ersten Über-
legungen für eine kreisweite Notfallplanung. Der Arbeits-
gemeinschaft gehören neben dem Kreisarchiv Gütersloh 
zwölf Stadt- und Gemeindearchive an. Mit Ausnahme ei-
ner Gemeinde, deren Archiv durch das Kreisarchiv betreut 
wird, sind sämtliche Kommunen des Kreises in der Arbeits-
gemeinschaft vertreten. Nur knapp die Hälfte der Archive 
wird dabei von hauptamtlichen Kräften geleitet, insgesamt 
dominieren Ein-Mann- bzw. Ein-Frau-Archive.

Zunächst stand die Sensibilisierung für das Thema und 
Vorkehrungen zur Vermeidung von Notfällen in den ein-
zelnen Archiven im Mittelpunkt. Anhand der Checkliste 

„Notfallmanagement und Notfallprävention“ des LWL-
Archivamtes2

 
 überprüften die Mitglieder der Arbeitsge-

Notfallverbund der Kommunalarchive im Kreis Gütersloh 
gegründet
von Ralf Othengrafen

1 Für eine Übersicht über die bisherigen Notfallverbünde in Deutschland 
 siehe Johannes Kistenich/Marcus Stumpf, Notfallverbünde in verglei-
chender Perspektive. Ergebnisse eines Workshops, in: Archivar 1 (2012), 
S. 61–65. Zum Münsteraner Notfallverbund vgl. Marcus Stumpf, Vernetzte 
Notfallvorsorge in Westfalen: Der Verbund Münsteraner Archive, Bibliothe-
ken und Museen, in: Archivpflege in Westfalen-Lippe 68 (2008), S. 13–16; 
Johannes Kistenich, Lehren aus Köln. Erfahrungen aus dem Aufbau des 
Notfallverbunds Münster, in: Archivpflege in Westfalen-Lippe 74 (2011), 
S. 30–36.

2 Checkliste Notfallmanagement und Notfallprävention des LWL-Archivamtes 
für Westfalen (www.lwl.org/LWL/Kultur/Archivamt/Bestandserhaltung/
notfallvorsorge_praevention; Stand: 3.2.2015, gilt ebenfalls für alle nach-
folgenden Hinweise auf Internetseiten).

23 Zu den Zechen vgl. Joachim Huske, Die Steinkohlenzechen im Ruhrrevier. 
Daten und Fakten von den Anfängen bis 1986, Bochum 1987, S. 59–61, 
404, 884–886; zu Spennemann Thomas Schilp (Hrsg.), Das Muth-, Ver-
leih- und Bestätigungsbuch 1770–1773. Eine Quelle zur Geschichte des 
Ruhrbergbaus, Dortmund 1993, S. 122 f., 135, 139. 

24 Zur Bedeutung der Braunschweiger Messe auch für westfälische Kauf-
leute vgl. Markus A. Denzel, Die Braunschweiger Messen als regionaler 
und überregionaler Markt im norddeutschen Raum in der zweiten Hälfte 
des 18. und des beginnenden 19. Jahrhunderts, in: VSWG 85 (1998), 
S. 40–93. 

25 Criminalrichter Aug. Wilh. Castringius († 1826), in: Süderland 5 (1927), 
S. 161 f., 169–172. 
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meinschaft ihre jeweiligen Einrichtungen auf ausreichen-
de Schutzvorkehrungen gegen Wasser- und Brandschäden, 
Einbruchdiebstahl und Vandalismus. Mögliche Schwach-
stellen konnten so identifiziert und ggf. behoben werden. 
Doch was wäre im Ernstfall zu tun, wenn dieser trotz al-
ler Schutzvorkehrungen dennoch eintreten sollte? Schnell 
war sich die Arbeitsgemeinschaft einig, gemeinsame Vor-
bereitungen für den Notfall zu treffen und sich im Ernstfall 
gegenseitig Unterstützung zu leisten. Um für den Notfall 
rechtlich abgesichert zu sein, entschied man sich gegen ei-
ne reine Absichtserklärung und für den Weg eines festen 
Notfallverbundes. 

Notfallvereinbarung und -verbund
Es wurde eine temporäre Arbeitsgruppe bestehend aus 
dem Kreisarchiv Gütersloh sowie den Stadtarchiven Riet-
berg (Thorsten Austermann), Schloß Holte-Stukenbrock 
(Anja Martin) und Verl (Annette Huss) gebildet, die in Zu-

sammenarbeit mit der Rechtsabteilung des Kreises eine 
Notfallvereinbarung erarbeitete. Die Vereinbarung fand die 
Zustimmung sämtlicher Kommunen im Kreis Gütersloh und 
wurde am 21. Mai 2014 vom Landrat und den Bürgermeis-
terinnen und Bürgermeistern unterzeichnet. Die „Vereinba-
rung zur gegenseitigen Unterstützung in Notfällen (Not-
fallverbund der Archive im Kreis Gütersloh)“ orientiert sich 
am Münsteraner Pendant3

 
, betont aber auf Anraten der 

Rechtsabteilung des Kreises wesentlich stärker die perso-
nellen, finanziellen und versicherungstechnischen Aspek-
te der Zusammenarbeit und wird daher im vollständigen 
Wortlaut abgebildet: 

Zwischen dem Kreis Gütersloh, der Stadt Borgholzhausen, 
der Stadt Gütersloh, der Stadt Halle, der Stadt Harsewin-
kel, der Gemeinde Herzebrock-Clarholz, der Stadt Rheda-
Wiedenbrück, der Stadt Rietberg, der Stadt Schloß Hol-
te-Stukenbrock, der Gemeinde Steinhagen, der Stadt Verl, 
der Stadt Versmold und der Stadt Werther, jeweils vertre-
ten durch den Landrat/die Bürgermeisterin/den Bürger-
meister (nachfolgend „beteiligte Kommune“ genannt), 
wird folgende Vereinbarung getroffen:

§ 1 Ziel und Inhalt der Vereinbarung
(1) Die beteiligten Kommunen sind sich darüber einig, 

dass im Krisenfall zum Zweck der Sicherung und Erhal-
tung des zu wahrenden Kulturgutes die Zusammen-
arbeit und gegenseitige Unterstützung erforderlich ist. 
Personelle und materielle Ressourcen sollen dafür ge-
genseitig zur Verfügung gestellt werden, soweit lan-
desrechtliche Regelungen oder Weisungen nicht ent-
gegenstehen. 

(2) Krisenfall im Sinne dieses Übereinkommens ist eine 
akute, umfangreiche Gefährdung oder Schädigung 
des zu verwahrenden Kulturgutes durch Brand, Was-
ser, Unwetter, technische Defekte und andere unvor-
hergesehene Ereignisse.

(3) Tritt in einer der beteiligten Kommunen der Krisenfall 
ein, werden die anderen Kommunen unverzüglich in-
formiert.

§ 2 Personal
(1) Soweit eine durch einen Krisenfall betroffene Kom-

mune eine Unterstützung, insbesondere für die Ber-
gung und Sicherstellung des betroffenen Kulturgu-
tes, für erforderlich hält, sind die übrigen nicht durch 
einen Krisenfall betroffenen beteiligten Kommunen 

verpflichtet, zu überprüfen, ob sie nach Anforderung 
unverzüglich Personal im Rahmen der beamten- und 
tarifrechtlichen Bestimmungen zur Verfügung zu stel-
len in der Lage sind. 

(2) Das angeforderte Personal wird im Auftrag und nach 
Weisung der das Personal anfordernden Kommune tä-
tig und nimmt Aufgaben für die anfordernde betei-
ligte Kommune wahr. Für die Zeit der Tätigkeit un-
tersteht das angeforderte Personal der Dienst- und 
Fachaufsicht der anfordernden Kommune.

(3) Es besteht Einvernehmen, dass die Unterstützungsleis-
tungen nur im Rahmen der Verfügbarkeit des Perso-
nals gewährleistet werden. Halten mehrere direkt be-
troffene Kommunen ihre Unterstützung zeitgleich für 
erforderlich, stimmen sich diese über die Anforderung 
von Personal ab.

§ 3 Sachmittel
(1) Die beteiligten Kommunen unterstützen sich im Kri-

senfall mit Sachmitteln und stellen Ausweichdepotflä-
chen für die Überbrückungszeit zur Verfügung. Direkt 
betroffene Kommunen sind von der Bereitstellung der 
Sachmittel ausgenommen.

(2) Es besteht Einvernehmen, dass die Unterstützungsleis-
tungen nur im Rahmen der Verfügbarkeit der Sachmit-
tel und Ausweichdepotflächen gewährleistet werden. 
Halten mehrere direkt betroffene Kommunen ihre Un-
terstützung zeitgleich für erforderlich, stimmen sich 
diese über die Anforderung von Sachmitteln ab.

§ 4 Kommunikation, Organisation
(1) Die beteiligten Kommunen stellen sich gegenseitig 

regelmäßig einmal im Jahr Organigramme, Telefon-, 
Fax- und E-Mail-Listen sowie Adresslisten des Unter-

3 Vereinbarung zur gegenseitigen Unterstützung in Notfällen des Notfallver-
bundes Münsteraner Archive und Bibliotheken (www.lwl.org/LWL/Kultur/
Archivamt/Bestandserhaltung/notfallvorsorge_praevention). Eine Muster-
vereinbarung für Notfallverbünde findet sich auch in Maria Kobold/Jana 
Moczarski, Bestandserhaltung. Ein Ratgeber für Verwaltungen, Archive 
und Bibliotheken, 2. überarb. Aufl., Darmstadt 2012, S. S. 230–231. 

www.lwl.org/LWL/Kultur/Archivamt/Bestandserhaltung/notfallvorsorge_praevention
www.lwl.org/LWL/Kultur/Archivamt/Bestandserhaltung/notfallvorsorge_praevention


54 Archivpflege in Westfalen-Lippe  82 | 2015

Ralf Othengrafen: Notfallverbund der Kommunalarchive im Kreis Gütersloh gegründet

stützungspersonals für den Krisenfall zur Verfügung 
und halten diese stets auf dem aktuellen Stand.

(2) Jede beteiligte Kommune erarbeitet für ihre im Kreis 
Gütersloh als Archiv genutzten Liegenschaften einen 
gebäudespezifischen Notfallplan. Angestrebt wird ein 
möglichst einheitlicher Aufbau der gebäudespezifi-
schen Notfallpläne. Die Notfallpläne enthalten min-
destens einen Lageplan, einen Rettungswegeplan, ei-
nen Ablaufplan für Notfallmaßnahmen sowie einen 
Alarmierungsplan samt Personallisten mit den dienst-
lichen, privaten und nach Möglichkeit mobilen Ruf-
nummern der verantwortlichen Mitarbeiter. Die Not-
fallpläne sind regelmäßig zu aktualisieren.

(3) Die beteiligten Kommunen stellen ihre Notfallpläne 
den örtlichen Feuerwehren sowie den übrigen Part-
nern zur Verfügung. Aktualisierungen der Notfallplä-
ne sind zeitnah mitzuteilen.

(4) Jede beteiligte Kommune pflegt eigenständig den 
Kontakt zur örtlichen Feuerwehr und führt mit dieser 
die notwendigen Brandschauen und Schulungsmaß-
nahmen des Personals zur Brandbekämpfung durch. 
Die Einpflegung der Telefonnummern der verantwort-
lichen Mitarbeiter in das Alarmierungssystem der Feu-
erwehr hat eigenständig durch die beteiligten Kom-
munen zu erfolgen.

§ 5 Kostenerstattung, Haftung
(1) Die zur Verfügung gestellten Sachmittel sind inner-

halb einer Frist von drei Monaten nach Bereitstellung 
in der gleichen Qualität zurückzugeben; Verbrauchs-
güter sind neu zu beschaffen; in Absprache ist eine Be-
zahlung der verbrauchten Sachmittel möglich. 

(2) Im Fall der Beschädigung von Sachmitteln hat die 
anfordernde beteiligte Kommune eine fachgerech-
te Reparatur zu veranlassen. Ist eine Reparatur nicht 
möglich, ist Ersatz in mindestens gleicher Qualität zu 
stellen. Reparaturen und Ersatzbeschaffung können 
der die Sachmittel stellenden Kommune mit deren 
Zustimmung gegen Kostenerstattung überlassen wer-
den. Die anfordernde beteiligte Kommune kann im 
Fall vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Beschädigung 
die Kommune, deren Personal die Schäden verursacht 
hat, bezüglich der durch die Reparatur oder Ersatzbe-
schaffung entstandenen Kosten in Regress nehmen.

(3) Das Personal wird einmalig je Krisenfall der anfordern-
den Kommune bis zu einer Einsatzdauer von 14 Ka-
lendertagen unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Die 
neben den Personalkosten entstehenden zusätzlichen 
Kosten wie z. B. Reise- und Übernachtungskosten, hat 
die anfordernde beteiligte Kommune zu zahlen. Wird 
Personal länger als 14 Kalendertage zur Verfügung 
gestellt, erstattet die anfordernde Kommune die von 
diesem Tag an entstehenden Personalkosten. Zu den 
Personalkosten zählen die individuellen Bezüge sowie 

die Beiträge zur Versorgungskasse bzw. Sozialversiche-
rung. Fehlzeiten, die z. B. durch Krankheit hervorgeru-
fen werden, sind nicht zu erstatten.

(4) Erleidet eine Person, die der anfordernden Kommune 
zur Verfügung gestellt wurde, bei der Durchführung 
von Maßnahmen im Rahmen der Anforderung einen 
Schaden, so hat die anfordernde Kommune der das 
Personal zur Verfügung stellenden beteiligten Kom-
mune die Kosten zu erstatten, die aufgrund von An-
sprüchen der beteiligten Person gegen die Kommune 
entstehen (z. B. Beihilfen, Lohnfortzahlung, Versor-
gungsansprüche der Person im Falle der Berufs- oder 
Dienstunfähigkeit oder der Hinterbliebenen im Falle 
des Todes der Person). Dies gilt nicht, soweit Schäden 
auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der geschädig-
ten Person beruhen.

(5) Für alle Schäden, die durch das zur Verfügung gestell-
te Personal entstehen, haftet im Außenverhältnis die 
anfordernde Kommune.

§ 6 Vertraulichkeit der überlassenen Daten
Die von den Partnern untereinander bereit gestellten Da-
ten dürfen ausschließlich zu Zwecken des Kulturgutschut-
zes im Rahmen dieses Notfallverbundes genutzt werden. 
Die Daten sind vertraulich zu behandeln; die Regeln des 
Datenschutzes sind zu beachten. Eine Weitergabe an Drit-
te ist nicht zulässig.

§ 7 Schlussbestimmungen
(1) Änderungen und Ergänzungen dieses Übereinkom-

mens bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform 
und müssen von allen beteiligten Kommunen unter-
zeichnet werden. Dies gilt auch für den Beitritt weite-
rer Kommunen zu dem Übereinkommen.

(2) Sollte eine der in diesem Übereinkommen getroffenen 
Regelungen ganz oder teilweise unwirksam sein oder 
werden, so wird dadurch die Gültigkeit der übrigen 
Regelungen nicht berührt. Die beteiligten Kommunen 
werden die unwirksame Regelung unverzüglich durch 
eine solche wirksame ersetzen, die dem Zweck der un-
wirksamen Regelung am nächsten kommt.

(3) Jede beteiligte Kommune ist berechtigt, dieses Über-
einkommen gegenüber den anderen Kommunen mit 
einer Frist von drei Monaten jeweils zum 30.06. oder 
31.12. eines jeden Jahres zu kündigen. Die Kündigung 
bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Bei der 
Kündigung durch eine Kommune bleibt das Überein-
kommen zwischen den übrigen Kommunen bestehen.

§ 9 Inkrafttreten
Die Vereinbarung tritt mit dem Tag der Unterzeichnung 
in Kraft. 
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Der Gütersloher Verbund ist ein „spartenreiner“ archivi-
scher Zusammenschluss: Er umfasst ausschließlich klei-
nere kommunale Archive, die bereits in einer Arbeitsge-
meinschaft organisiert sind. Die Angelegenheiten des 
Notfallverbundes können daher in den halbjährlichen Tref-
fen der Arbeitsgemeinschaft behandelt werden, weitere 
Zusammenkünfte sind nicht notwendig. Mit der Ankopp-
lung des Notfallverbundes an die Arbeitsgemeinschaft ist 
es überdies gelungen, sämtliche Städte und Gemeinden 
des Kreises in ein archivisches Notfallkonzept einzubinden. 
Erstmals ist damit ein Flächenkreis in Westfalen vollständig 
von einem Notfallverbund abgedeckt.

Notfallplan und -boxen
Bereits in der Notfallvereinbarung wurde festgelegt, dass 
jedes beteiligte Archiv einen Notfallplan erarbeitet, für den 
die Arbeitsgruppe ein einheitliches Muster zur Verfügung 
gestellt hat. Der Gütersloher Notfallplan orientiert sich da-
bei am Musternotfallplan des LWL-Archivamtes4

 
. Hinzuge-

zogen wurden zudem Muster- und Ablaufpläne der Staatli-
chen Archive Bayerns sowie die einschlägige Literatur5

 
. Der 

Gütersloher Notfallplan umfasst bei allen Archiven mindes-
tens einen Lageplan, einen Rettungswegeplan, einen Ab-
laufplan für Notfallmaßnahmen und einen Alarmierungs-
plan mit Kontaktlisten für Rettungskräfte sowie für die 
eigene Verwaltung, die Mitglieder des Notfallverbundes 
und das zuständige Personal des LWL-Archivamtes. 

Der Notfallplan für den Gütersloher Verbund ist bewusst 
auf das Notwendigste begrenzt worden. Die Absprachen 
mit der eigenen Verwaltung und der Feuerwehr, die Be-
schaffung von Plänen und weiteren Materialien sowie 
schlussendlich die Erarbeitung der Notfallpläne nehmen 
viel Zeit in Anspruch. Gerade für die nicht hauptamtlich 
besetzten Archive stellt dies einen erheblichen Aufwand 
dar, der bei der Umsetzung eines kreisweiten Notfallkon-
zeptes zu berücksichtigen war.6

 
 Optional kann der Notfall-

plan – insbesondere bei den etwas „größeren“ Archiven 
im Kreis – noch um einen Bergungsplan mit Festlegung der 
Bergungsprioritäten ergänzt werden. Jede beteiligte Kom-
mune organisiert eigenständig die Zusammenarbeit mit der 
örtlichen Feuerwehr und führt mit dieser die notwendi-
gen Brandschauen und Schulungsmaßnahmen des Perso-
nals zur Brandbekämpfung durch. Problematisch bei der 
Umsetzung der Notfallpläne hat sich die Frage nach mög-
lichen Ausweichquartieren herausgestellt. Eine Umfrage 
bei den beteiligten Archiven ergab, dass im Ernstfall kaum 
Ausweichkapazitäten im Kreis Gütersloh zur Verfügung ge-
stellt werden könnten. Es sind daher Absprachen mit um-
liegenden Archiven getroffen worden, havariertes Archiv-
gut nach dort auszulagern. 

Um für den Ernstfall auch mit den notwendigen Mate-
rialien zur Sicherung und Reinigung der betroffenen Ob-
jekte sowie Hilfsmitteln zur Schadensaufnahme ausge-
stattet zu sein, entschied sich die Arbeitsgemeinschaft zur 
Anschaffung zweier Notfallboxen. Ergänzt wurden die fer-
tig zusammengestellten Boxen noch um Folienabroller mit 

Schraubzwingen zur Tischbefestigung. Die Kosten für die 
Notfallboxen sind zu fast 80 % von der Koordinierungs-
stelle für die Erhaltung des schriftlichen Kulturgutes (KEK) 
übernommen worden, die übrigen Kosten trug das Kreis-
archiv. Einen dauerhaften Zugriff sämtlicher beteiligter 
Kommunalarchive auf die Boxen gewährleistet seit dem 
Dezember 2014 ihre Unterbringung bei der Berufsfeuer-
wehr Gütersloh. Von hier können sie ohne Zeitverzöge-
rung zum jeweiligen Einsatzort transportiert werden. Die 
Deponierung der Notfallboxen bei der Berufsfeuerwehr 
Gütersloh ist zudem zum Anlass genommen worden, den 
Notfallverbund und sein Wirken in einer Pressemitteilung 
vorzustellen. Sämtliche Tageszeitungen im Kreis Gütersloh 
berichteten ausführlich über den Notfallverbund, so dass 
auch eine breitere Öffentlichkeit auf die Maßnahmen der 
Archive zum Schutz des schriftlichen Kulturgutes aufmerk-
sam gemacht werden konnte.

Für den Juni 2015 ist zudem noch eine Notfallübung 
mit einem simulierten Wasserschaden im Kreisarchiv an-
gesetzt. Die Übung soll die Mitglieder der Arbeitsgemein-
schaft auf den Ernstfall vorbereiten sowie in Arbeitsabläufe 
und die Handhabung verschiedener Verpackungstechniken 
einführen. Mit der Gründung eines Notfallverbundes, der 
Anschaffung von Notfallboxen und der Abhaltung prakti-
scher Notfallübungen ist für den Kreis Gütersloh ein um-
fangreiches Notfallkonzept umgesetzt worden, das sämt-
liche Städte und Gemeinden des Kreises einbezieht. Auch 
wenn sich natürlich alle Beteiligten wünschen, dieses nie-
mals in die Praxis umsetzen zu müssen, bietet das Konzept 
doch die Möglichkeit, entsprechend vorbereitet auf den 
Ernstfall reagieren zu können.

Ralf Othengrafen 
Kreisarchiv Gütersloh 
ralf.othengrafen@gt-net.de

4 Musternotfallplan des LWL-Archivamtes für Westfalen (www.lwl.org/LWL/
Kultur/Archivamt/Bestandserhaltung/notfallvorsorge_praevention).

5 Alarmplan (Muster), Telefonliste (Muster), Ablaufplan für Notfallmaßnah-
men der Staatlichen Archive Bayerns (www.gda.bayern.de/fachinformati 
onen/bestandserhaltung). Vgl. auch Rickmer Kießling, Notfallvorsorge in 
Archiven, in: Mario Glauert/Sabine Ruhnau (Hrsg.), Verwahren, Sichern, 
Erhalten. Handreichung zur Bestandserhaltung in Archiven, Potsdam 
2005, S. 227–247; Kobold/Moczarski, Bestandserhaltung (wie Anm. 3), 
S. 217–239; Hartmut Weber, Bestandserhaltung, in: Evelyn Kroker u. a. 
(Hrsg.): Handbuch für Wirtschaftsarchive. Theorie und Praxis, München 
1998, S. 175–215 (S. 197 f.). 

6 Vgl. hierzu auch Kistenich/Stumpf, Notfallverbünde (wie Anm. 1), S. 64.
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